
Sachsens Regierung uneins
über Ankerzentren

Dresden. In der schwarz-roten Koalition
gibt es Streit über die sogenannten Anker-
zentren für Asylbewerber. Sie sehe hier ei-
ne enorme Gefährdung der inneren Sicher-
heit, sagte Integrationsministerin Petra
Köpping der Freien Presse. Widerspruch
kam vom innenpolitischen Sprecher der
CDU-Fraktion, Christian Hartmann: „Die
geplanten Asyl-Ankerzentren sind ein kon-
sequenter Schritt zur Erhöhung der inne-
ren Sicherheit“, sagte er. Innenminister Ro-
landWöller (CDU) hatte dafür plädiert, sich
am Pilotprojekt des Bundes für solche Ein-
richtungen zu beteiligen. Als Standorte
wurden Dresden, Leipzig oder Chemnitz
ins Spiel gebracht. (dpa)

CSU gründet
jüdisches Forum

München. Die CSU bekommt ein eigenes
jüdisches Forum. Generalsekretär Markus
Blume sprach bei der Vorstellung am Frei-
tag von einem „starken Zeichen, dass jüdi-
sches Leben hier wächst, blüht und ge-
deiht“. Zudemmahnte er: „Antisemitismus
darf in diesem Land niemehr Platz haben.“
Das Forum sei aber nicht der Aktualität ge-
schuldet, sagte ermit Blick auf jüngste anti-
semitische Vorfälle, sondern entspringe
tiefen Grundüberzeugungen. Das Forum
soll der Vernetzung jüdischer CSU-Mitglie-
der dienen, aber auch offen für Menschen
sein, die kein Mitglied der Partei oder einer
jüdischenGemeinde sind. (dpa)

Weniger Widersprüche
gegen Hartz-IV-Bescheide

Nürnberg. Die Zahl der Widersprüche und
Klagen gegen Hartz-IV-Bescheide ist 2017
leicht zurückgegangen. Eingereicht wur-
den 639100 Widersprüche und 111600
Klagen, teilte die Bundesagentur für Arbeit
(BA) am Freitag mit. Das waren 8800 bzw.
3400 weniger als 2016. Am häufigsten wi-
dersprechen Hartz-IV-Bezieher den Aufhe-
bungs- und Erstattungsbescheiden. Auf den
Plätzen zwei und drei folgenWidersprüche
gegen die Anrechnung von Ersparnissen
und die Berechnung der Unterkunftskos-
ten. Die Zahl der Leistungsempfänger ist
2017 um rund 137000 auf 6,1 Millionen ge-
stiegen. (dpa)
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Bremen/Nürnberg. Das Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge (Bamf) in Nürn-
berg hat offenbar schon im Jahr 2014 Hin-
weise aufManipulationen bei Asylentschei-
dungen in Bremen bekommen. Wie das
Nachrichtenmagazin Der Spiegel berich-
tet, soll der Leiter der Außenstellen Fried-
land und Oldenburg damals mehrere E-
Mails an Gruppen- und Abteilungsleiter ge-
schrieben haben. Dem Bericht zufolge
schilderte er konkrete Fälle. Der Mann soll
zudem einen Beschwerdebrief an seinen
Vorgesetzten geschrieben haben. Nachdem
es keine Konsequenzen gab, soll er weitere
auffällige Asylentscheidungen der Bremer
Kollegin dokumentiert und mit den Akten-
zeichen nachNürnberg geschickt haben.

Mitte April war bekannt geworden,
dass eine frühere Leiterin der Bremer
Bamf-Außenstelle zwischen 2013 und 2016
mindestens 1200 Menschen Asyl gewährt
haben soll, obwohl die Voraussetzungen
dafür nicht gegeben waren. Die Staatsan-
waltschaft ermittelt gegen die Frau und
fünf weitere Beschuldigte wegen Bestech-
lichkeit und Verleitung zur missbräuchli-
chenAsylantragstellung. (dpa)

Seit 2014 Hinweise auf
Asyl-Manipulationen

In schwarzer Tracht steht eine Nonne ne-
ben einem blauhaarigen Hippie im Müns-
teraner Dauerregen, Wolfgang Thierse
stapft entschlossen vorbei. Mit schwarzem
Regenschirm, dunkelblauem Sakko und
schwarzer Hose ignoriert der Ex-Bundes-
tagspräsident die skurrile Vorstellung einer
Hip-Hop-Tanzgarde auf der kleinen Büh-
nen nebenan, lässt die Pommesbude links
liegen. Thierse hat gleich einen Termin,
will mit Bürgern auf dem 101. Katholiken-
tag über die Annäherung von katholischer
und evangelischer Kirche diskutieren.
Nicht im Hörsaal, nicht in einer Kirche,
sondern direkt hier: in der provisorischen
Zeltsiedlung amSchlossplatz.

Schon das Programmheft, fast 700 Sei-
ten dick, hatte ein thematisches Durchei-

nander für diesen Katholikentag verspro-
chen. Orgelmusik aus dem Ersten Welt-
krieg, „Komm, wir bauen eine Friedens-
stadt!“,Weihrauch-Tasting, „Online beten –
wie geht das?“, „Dschihad Calling“, 100
Jahre Frauenwahlrecht, „Unser Sound als
Paar“. Es gibt sogar einen Tretbootgottes-
dienst auf einem künstlich angelegten
Münsteraner Stausee. Die mehr als 1000
Veranstaltungen, vornehmlich gepresst in
drei Haupt-Programmtage, bieten den
70000 Besuchern ein Wirrwarr an Mög-
lichkeiten und spirituellen Kuriositäten.

Die große Politik, die großen Podiums-
diskussionen mit Bundespräsident Stein-
meier, Kanzlerin Merkel und etlichen Mi-
nistern aus dem Bundeskabinett spielen
nur für die wenigsten eine Rolle. Die Mehr-
heit der 50000 Dauerkarteninhaber und
mindestens 20000 Tagesausflügler begreift
das größte Laientreffen der katholischen
Kirche in Deutschland vor allem als netten
Wochenendausflug, als Volksfestbesuch
mit Bratwurst und etwas Kirchenfolklore.

Da ändert auch die Tatsache wenig
dran, dass der Katholikentag nicht zum

günstigsten Zeitpunkt für die zerstrittene
katholische Kirche kommt. Die mögliche
Segnung homosexueller Paare sorgt eben-
so für Zerwürfnisse unter den katholischen
Geistlichen wie der jüngste Beschluss des
bayerischen Kabinetts zu Kreuzen in Be-
hördengebäuden.

In der Debatte verschärft die CSU den

Ton gegenüber der katholischen Kirche.
CSU-Chef Horst Seehofer wies im Spiegel
Kritik des Vorsitzenden der Deutschen Bi-
schofskonferenz, Reinhard Marx, zurück:
„Ich habe keinerlei Verständnis dafür, dass
der Kardinal es kritisiert, wenn Kreuze in
unseren bayerischen Behörden aufgehängt
werden.“

Im Mittelpunkt der Debatte steht aber
die Teilnahme protestantischer Ehepartner
an der katholischen Kommunion im Ein-
zelfall. Von der Bischofskonferenz war die-
se eigentlich beschlossen worden – doch
sieben Bischöfe begehrten öffentlich dage-
gen auf, wandten sich an den Vatikan und
befeuerten den Streit. „Eine Mehrheit ent-
scheidet, eine Minderheit läuft nach Rom“,
sagt Thierse dazu bei seinem Auftritt in der
Zeltstadt.

Ansonsten herrscht eine heitere Frei-
bier-Stimmung, die Menschen streunen
eifrig durch die Zeltsiedlungen, in der sich
rund 350 vornehmlich kirchliche Gruppen
präsentieren. Eine mobile Zeltkirche samt
Kreuz und Holzbänken aus einem echten
Gotteshaus ist aufgebaut, ein Luftballon
mit der Aufschrift „Friedensengel unter-
wegs“ steigt in die Höhe. Das Thema Frie-
den ist groß diesmal, auch im Souvenir-
shop. Das Armbandmit dem Slogan „Suche
Frieden“, tauglich „für Jung und Alt“, wie
der Verkäufer berichtet, kostet zwar nur 1
Euro, ist aber schon vergriffen; Handtücher
sind ab 7,50 Euro zu haben. (dpamit epd)

Zwischen Weihrauch-Tasting und Tretbootgottesdienst
Der Katholikentag in Münster
bietet 70000 Besucher auch eine
spirituelle Kuriositätentour.

Wolfgang Thierse
spricht während
einer Veranstal-
tung in der Cle-
menskirche über
die Annäherung
von katholischer
und evangelischer
Kirche. Das Thema
bietet – wie viele
andere – viel Dis-
kussionsstoff auf
dem Katholikentag
in Münster. Foto: dpa

Von Michael Brehme, Münster
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r zählt zu den konservativen Politikern
in der CDU. Seit Jahren fordert Sach-

sens Landtagspräsident Matthias Rößler ei-
ne Leitkultur für Deutschland. In einem
Gastbeitrag für die Frankfurter Allgemeine
Zeitung vertrat er unlängst die These, dass
Volksparteien eine „Erdung“ brauchen. Vor
allem in Ostdeutschland verstärke sich das
Gefühl, „dass die politischen Eliten maß-
gebliche Teile der Gesellschaft aus den Au-
gen verlieren und nicht in der Lage sind,
drängende gesellschaftliche Fragen aufzu-
greifen und politisch zu lösen“, schrieb
Rößler. Die Sächsische Zeitung sprach mit
ihm über die Entwicklung der Volkspartei-
en im Freistaat, das Profil der Union und
das Kreuz.

Herr Präsident, wie viele Volksparteien
sind aus Ihrer Sicht im Sächsischen
Landtag vertreten?

Aus meiner Sicht sind es zwei Volkspartei-
en, die Union und die Sozialdemokratie. Al-
lerdings hatte es die SPD in Sachsen nie
leicht. Es ist ihr in den 1990er-Jahren nicht
gelungen, die demokratischen Linken aus
der ehemaligen SED einzubinden.

Ist die Linke eine Volkspartei?
Sie zeigte über viele Jahre zumindest Ele-
mente einer Volkspartei. Sie ist flächende-
ckend vorhanden, so wie auch die sächsi-
sche Union. Alle anderen Parteien hatten es
immer schwer, flächendeckend Strukturen
aufzubauen. Und CDU und Linke haben
ähnliche Probleme. Die Mitgliederzahlen
sinken. Die Bereitschaft, sich dauerhaft an
eine Partei zu binden, lässt nach. Im Osten
ist sie ohnehin seit jeher geringer.

Einen Mitgliederzuwachs verzeichnet
die AfD. Wenn Sie die jüngsten Wahl-
ergebnisse sehen: Ist die AfD eine Volks-
partei?

Wissen Sie, Markus Söder hat ja gesagt, die
CSU ist eine Partei der Mitte und der demo-
kratischen Rechten. Da hat er recht. Wenn
auch die CDU Volkspartei bleiben will,
muss sie eine Partei der Mitte und der de-
mokratischen Rechten sein. Genauso wie
die SPD nur dann eine Volkspartei bleiben
kann und an manchen Stellen wieder wer-
den wird, wenn sie eine Partei der Mitte
und der demokratischen Linken ist. Und
wenn die Union das nicht mehr kann oder
nicht mehr will, dann steht eben rechts
von ihr eine neue Partei – wie nun die AfD.
Franz-Josef Strauß hat einst gesagt, rechts
von der Union darf es keine demokratische
Partei geben.

Und: Ist die jetzt da?
Das wird sich zeigen. Interessant wird, wie
sich das bei der Landtagswahl in Bayern
entwickelt. Die AfD wird vermutlich ein-
ziehen, die Frage ist nur, in welcher Stärke.
Gerade Oberfranken ist strukturell demOs-
tenDeutschlands ähnlich.

Sie betonten unlängst, dass Volkes
Stimme seltener auf den Fluren einer
Parteizentrale, dafür aber eher in Verei-
nen, Feuerwehren oder auf der Straße
zu hören sei. Müssen Parteien ihren
Kommunikationsstil ändern?

Wichtig ist der direkte Dialog mit den Bür-
gern, mit dem Volk. So wie bei den Bürger-
dialogen, die Stanislaw Tillich startete. Da
haben wir uns ganz schön etwas anhören
müssen.Michael Kretschmer führt das fort.
Die Themen der Menschen haben sich
nicht groß verändert. Es geht um die
Flüchtlingskrise, die Angst vor Parallelge-
sellschaften, die Stabilität unseres Landes –
auch die soziale Stabilität – und um die Fra-
ge: Was wird aus unserer angesparten Le-
bensleistung? Wie geht es weiter mit dem
Verhältnis zu unseren östlichen Nachbarn?
Und damuss eine Volkspartei klare Positio-
nen haben.

E

Aber das tun sie doch. Weshalb kommt
einem die Stimmung in Sachsen und
anderswo dennoch so gereizt vor?

Wie ich es unlängst in einem Beitrag für
die FAZ geschrieben habe: Volksparteien
müssen für einen handlungsfähigen, stabi-
len Staat sorgen, Ordnung und Wohlstand
erhalten. Der Bürger darf nicht den Ein-
druck haben, dass der Staat Falschparken
rasch ahndet, sich aber überfordert zeigt,
wenn es um Abschiebung oder innere Si-
cherheit geht.

Sie haben Markus Söder erwähnt, der in
staatlichen Gebäuden Bayerns Kreuze
aufhängen lässt. Glauben Sie, dass das
hilfreich ist, um ein Gemeinschaftsge-
fühl zu fördern?

Lassen Sie es mich so sagen: Das Kreuz ge-
hört zu Bayern wie die Berge. Zu Sachsen
gehören die Landesfarben Weiß und Grün
– undnatürlich Schwarz, Rot, Gold.

Sie setzen sich seit Jahren für eine Leit-
kultur ein. Wie sieht die aus?

Christentum und Aufklärung haben unse-
re Werte geprägt. Zudem zählen der
Rechtsstaat, demokratische Freiheiten so-
wie die deutsche Sprache und Kultur dazu,
auch religiöse Toleranz. Das hält unsere Ge-

sellschaft zusammen, das sollte eine Volks-
partei beherzigen. Und wenn sie dann
noch für Sicherheit und Stabilität sorgt, ist
mir um die Zukunft unseres Landes nicht
bange.

Dennoch verlieren sie Stimmen, auch
in Sachsen. Dreierbündnisse sind auf
Länderebene keine Ausnahme.

Ich wünsche mir, dass nach der Landtags-
wahl 2019 zwei Parteien eine stabile Regie-
rung bilden können, so, wie es jetzt der Fall
ist. Aber ich hätte natürlich auch nichts ge-
gen eine absoluteMehrheit der CDU.

Landespolitik stößt auf weniger öffent-
liches Interesse als vor etwa zehn Jah-
ren. Warum?

Der Föderalismus hat in Deutschland eine
lange Tradition und ist nach den Erfahrun-
gen des Nationalsozialismus und der DDR
sinnvoll undwichtig. Zuletzt gab es Födera-
lismusreformen, die die Bund-Länder-Be-
ziehungen entflochten und Finanzströme
neu geregelt haben. Vereinfacht gesagt: Die
Länder können bei weniger Bundesgeset-
zen mitbestimmen, haben aber mehr Ver-
antwortung bei Bildung, Justiz und der in-
neren Sicherheit. Und dort versucht sich
nun der Bund sozusagen wieder ‚einzukau-

fen‘, etwa im Bildungsbereich. Zudem ha-
ben die Länder auch Kompetenzen an Brüs-
sel verloren.

Also hat der Föderalismus keine Zu-
kunft?

Doch, die hat er. Föderalismus hat eine Per-
spektive. Landespolitik ist nah dran am
Bürger, wie die Kommunen auch. Dazu
kommt: Bei uns in Deutschland denkt nie-
mand daran, sich aus dem deutschen
Staatsverband zu verabschieden, weder in
Bayern und schon gar nicht in Sachsen. In
einigen europäischen Staaten, die zentra-
listisch sind, ist das ganz anders. Denken
Sie etwa an Spanien mit den Katalanen
oder an Italien mit der Lega Nord. Die wol-
len aus dem Nationalstaat aussteigen. In ei-
nem vernünftigen Föderalismus, gerade in
einem starken LandwieDeutschland, kann
man hingegen die Kompetenzen gut vertei-
len.
Wir brauchen natürlich eine auskömmli-
che Finanzierung für die Länderaufgaben.
Am besten ist es, wenn die Bundesländer
das brüderlich und gemeinschaftlich ma-
chen und nicht am Tropf des Bundes hän-
gen.

Interview: Thilo Alexe.

„Zu Sachsen gehören Weiß und Grün“
Landtagspräsident Matthias Rößler fordert eine Leitkultur. Volksparteien bräuchten klare Positionen.

Landtagspräsident
Matthias Rößler
(63) gehört dem
Parlament in Dres-
den seit 1990 an.
Rößler war Kultus-
sowie Wissen-
schafts- und
Kunstminister.
Landtagspräsident
ist er seit 2009.
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